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Die Auswirkungen der Klimakrise sind längst kein
abstraktes Zukunftsszenario mehr. Auch Europa 
leidet unter Wetterextremen: Hitze, Dürre und Stark -
regen gefährden die Ernten. Für die Menschen in
den ärmsten Ländern unserer Welt ist die Situation
um ein Vielfaches dramatischer. Klimaschutz, da -
rüber kann es keinen Zweifel mehr geben, ist eine
Existenzfrage für unsere Zivilisation. 

Der menschengemachte Klimawandel gefährdet
nicht nur die Stabilität der Ökosysteme, er wirft zu-
gleich schwerwiegende friedenspolitische Heraus-
forderungen auf. Wenn fruchtbare Böden knapp
werden, Wüsten sich ausbreiten, Wälder sterben
und der Meeresspiegel steigt, bedeutet dies zu -
nehmende Hungerkrisen, mangelnden Zugang zu
Wasser und unfreiwillige Migration. Weitere Folgen
dieser Gemengelage sind ökonomische Schocks,

Das linke Rheinufer
in Düsseldorf bei
extremem Niedrig-
wasser im Sommer
2018 
Foto: dpa 
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Konkurrenz um immer knapper werdende Ressour-
cen und eine fortschreitende Verarmung von Teilen
der Weltbevöl kerung – o≤ziellen Schätzungen zu-
folge könnten bis zum Jahr 2030 über 100 Millionen
Menschen zusätzlich verarmen.

Das Risiko für gewaltsame Konflikte steigt
Der Klimawandel an sich, darüber ist sich die For-
schung einig, verursacht nicht automatisch Gewalt
oder bewa≠nete Auseinandersetzungen. Seine
 direkten und indirekten Folgen aber stellen Risiko-
multiplikatoren dar: Sie erhöhen die Wahrschein-
lichkeit einer Entstehung oder Eskalation von
 ge waltsamen Konflikten. Kommen genügend solcher
Stress faktoren zusammen, kann der kombinierte
Druck Gesellschaften und Staaten überfordern. Das
Risiko für zwischen staatliche Spannungen und Ge-
waltausbrüche bis hin zu Bürgerkriegen steigt.

Existenzfragen 
unserer Zivilisation
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Noch können wir beeinflussen, wie wir als Mensch-
heit auf die anstehenden Herausforderungen
 reagieren. Eine zukunftsgerichtete Politik sollte die
Ursachen der Klimakrise bekämpfen und ihre Aus-
wirkungen auf Mensch und Natur mindern. Beson-
ders gefährdete Staaten benötigen Unterstützung
beim Umgang mit den Folgen der Erderwärmung,
damit sie widerstandsfähiger gegen Spannungen
und Konflikte werden. Dafür sind der konsequente
Au∂au von Kompetenzen zur Gewaltprävention
und die Stärkung internationaler Beziehungen und
Institutionen unumgänglich.

Keine Antworten auf drängende Zukunftsfragen
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karren-
bauer verfolgt indes eine ganz andere Agenda: Sie
fordert eine weitere drastische Erhöhung des Ver-
teidigungsetats (bereits jetzt der zweitgrößte Haus-
haltsposten) von heute rund 43 Milliarden Euro auf
fast 56 Milliarden Euro im Jahr 2024. Unverdrossen
argumentiert sie mit einer Verteidigungslogik, die
internationale Verantwortung vor allem militärisch
begreift und so das Konfliktrisiko weiter verstärkt.

Antworten auf drängende Zukunftsfragen wie Hun-
gerkrisen und Perspektiven für den gewaltfreien
Umgang mit Konflikten bleibt sie schuldig.

Mehr noch: Das Militär ist Teil des Problems. So 
hat eine jüngst verö≠entlichte Studie aus Groß-
britannien gezeigt, dass allein das US-Militär 
mehr Treibhausgase produziert als ein Großteil der
mittel großen Länder dieser Erde. Kriege, bewa≠nete
Konflikte und militärische Übungen tragen außer-
dem massiv zur globalen Umweltzerstörung bei. 
Sie vergiften Gewässer, vernichten wertvolles Land
und hinterlassen Munitionsreste, die noch Jahr-
zehnte später verheerende Brände verursachen kön-
nen. Es mag verschiedene konstruktive Antworten
auf die Existenzfragen unserer Zivilisation geben –
mehr Geld in Rüstung und Verteidigung zu investie-
ren, gehört mit Sicherheit nicht dazu.

Kerstin Deibert und Simon Bödecker

Weitere Informationen und Argumente zum Thema finden
Sie unter www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten.

Schlechtes Klima für mehr Militär
Aktionspostkarte an Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer 

Die Klimakrise bedroht unsere Existenzgrund lagen
und erhöht so das Risiko gewaltsamer Konflikte 
und Kriege – Herausforderungen, die sich mit mehr
Militär nicht bewältigen lassen. Dennoch fordert 
die Verteidigungsministerin eine drastische Erhö-
hung ihres Etats.

Mit unserer Aktionspostkarte können Sie Annegret
Kramp-Karrenbauer mitteilen, dass Sie eine Politik
steigender Verteidigungsausgaben für fehlgeleitet
und inakzeptabel halten.

Weitere Doppelkarten (Aktionspostkarte und Argu-
mente) erhalten Sie kostenlos bei der Geschäfts-
stelle von Ohne Rüstung Leben, Arndtstraße 31,
70197 Stuttgart, Tel. 0711 608396, orl-info@gaia.de.

Diese Aktion finden Sie auch unter 
www.ohne-ruestung-leben.de/mitmachen.

Schlechtes Klima
für mehr Militär

Absender/-in

Name

Datum, Unterschrift

Straße

PLZ, Ort

An die 
Bundesverteidigungsministerin
Annegret Kramp-Karrenbauer
Stauffenbergstraße 18
10785 Berlin

Sehr geehrte Frau Ministerin,

die Herausforderungen der Klimakrise  
lassen sich mit mehr Militär nicht bewältigen.

Deshalb ist es für mich inakzeptabel, dass  
Sie an der fehlgeleiteten Politik steigender  
Verteidigungsausgaben festhalten.

Mit freundlichen Grüßen

Bitte mit 
60 Cent
freimachen
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Vom 10. bis 20. November 2019 wird die 39. Öku -
menische  FriedensDekade bundesweit in Kirchen -
gemeinden und Friedensinitiativen begangen. Mit
dem diesjährigen Motto »friedensklima« greifen 
die Trägerorganisationen gleich zwei drängende
 Fragen auf. 

Zum einen bezieht sich das Motto unverkennbar 
auf den vom Menschen verursachten Klimawandel: 
Was hat er mit dem Frieden zu tun und inwieweit
wird er mit verantwortlich sein für zukünftige Kriege
und Konflikte? Diese Fragen will die FriedensDekade
thematisieren und Wege sowie Ideen für eine nach-
haltige Entwicklung sichtbar machen. 
Zum anderen fragt das Motto nach dem Klima in
unserer Gesellschaft: Wie kann Mitmenschlichkeit
und Respekt gegenüber Fremden und Andersden-
kenden in Zeiten der Individualisierung befördert
werden? 

»Ja, wir brauchen einen gesellschaftlichen und poli-
tischen  Klimawandel. Wir brauchen ein Klima, in
dem Frieden wachsen und gedeihen kann, in dem
Gerechtigkeit zunimmt und unser Zusammenleben
gestärkt wird. Wir brauchen ein Klima, in dem faire
und sachliche Debatten, konstruktives Streiten, 
das Hören aufeinander, Achtsamkeit und Aufrichtig-
keit selbstverständlich sind«, schreibt Christine
Busch, die Vorsitzende der Aktionsgemeinschaft
Dienst für den Frieden (AGDF) in der Handreichung
zur FriedensDekade 2019. »Aus der Perspektive von
Friedens orga nisationen ist das kein Wunschden-
ken, sondern ein Versprechen. Ihre jahrzehntelange

 Arbeit, ihre Erfahrungen, ihre Kompetenz und Pro-
fessionalität stehen da für, dass gewaltfreie Wege
der Konfliktbearbeitung erfolgreich und weiter -
führend sind.« 

Mit Veranstaltungen, Gottesdiensten und Materia-
lien werden sich an den zehn Tagen im November
bundesweit Menschen dem Thema »friedensklima«
widmen, sich austauschen und gemeinsam weiter-
denken. Das vollständige Programm finden Sie
unter www.friedensdekade.de/termine.

Simon Bödecker

Gleich zwei drängende Fragen
Ökumenische FriedensDekade 2019

Melden Sie sich jetzt noch zu
einem unserer Einführungster-
mine »Zivile Konfliktbearbeitung:
Grundlagen, Methoden, Erfolge«
an. Auf dem Programm stehen
Kurzvorträge, praktische Übungen,
Austausch und Diskussion. 

Weil Waffen 

noch nie  

irgendetwas 

gelöst haben! 

Ohne Rüstung Leben gratuliert dem Zivilen Friedens-

dienst zu 20 Jahren Erfolgsgeschichte(n). 

Erfahren Sie mehr 
bei unseren Abendveranstaltungen: 

b www.ohne-ruestung-leben.de/weiterbilden 

Zivile Konfliktbearbeitung 
Veranstaltungen mit Dr. Markus Weingardt und Kerstin Deibert 

Die Abendveranstaltungen finden
statt in Karlsruhe (17. Oktober 2019),
Stuttgart (6. November 2019) und 
Tübingen (28. November 2019). 
Wir freuen uns auf Sie! Der Eintritt
ist frei; um rechtzeitige Anmeldung
wird gebeten.

Alle Informationen und die 
Veranstaltungsorte finden Sie
 unter www.ohne-ruestung-
leben.de/weiterbilden.

https://www.ohne-ruestung-leben.de/weiterbilden


nen, die eine wichtige Rolle bei
anstehenden friedenspolitischen
Entscheidungen spielen könnten.

Die Forderungen aus unserem
Aufruf »Rettet das Friedenspro-
jekt Europa« werden wir dabei
noch einmal unterstreichen:
■ Setzen Sie sich dafür ein, dass

die Europäische Union am Frie-
densprojekt Europa festhält und
nicht zur Militärmacht wird.

■ Lassen Sie nicht zu, dass die
 Europäische Union zur Abwehr
von Flüchtenden und Migra-
tion Staaten aufrüstet, die
Krieg führen oder Menschen-
rechte verletzen.

■ Stärken Sie die Mittel der Euro-
päischen Union zur Förderung
der gewaltfreien Konfliktbe ar -
bei tung und der Menschen-
rechte.

Geplant ist, auch die Unterschrif-
tenlisten zum Aufruf »Rettet das
Friedensprojekt Europa« an die-
sem Tag in Brüssel zu übergeben:
Mehr als 20.000 Menschen und
110 Organisationen aus zwölf 
EU-Mitgliedsstaaten haben den
Aufruf unterzeichnet. 6.792 der
Unterschriften haben Sie mit den
Listen von Ohne Rüstung Leben
beigetragen – herzlichen Dank
dafür!

Vorrang für Zivile Programme 

Die kommenden Monate werden
zeigen, wie sich das Parlament im
Rahmen der Debatte über den
EU-Haushalt zur Finanzierung
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von Rüstungsprojekten, aber auch
zur Förderung der Zivilen Kon-
fliktbearbeitung positioniert. Ein 
weiterer Gradmesser wird die
 sogenannte »Friedensfazilität«
sein. Hinter der euphemistischen
Bezeichnung verbirgt sich ein
 außerbudgetärer Fonds, mit dem
militärische Operationen und die
Aufrüstung von Armeen in Dritt-
staaten finanziert werden sollen.
Derzeit verhandeln die Mitglieds-
staaten über den vorliegenden
Entwurf. 

Wir kritisieren diese Pläne scharf
und rufen den Bundesaußen -
minis ter auf, im Rat der Euro -
päischen Union grundlegende
Korrekturen durchzusetzen. Ins -
besondere fordern wir, dass die
Nutzung der »Friedensfazilität«
zur Finanzierung und Lieferung
von Wa≠en, Munition und ande-
rer Kampfausrüstung explizit
 ausgeschlossen wird und zivile
Programme immer Vorrang vor
militärischen Mitteln haben. 
Die EU verfügt über vielfältige Er-
fahrungen und die notwendigen
Mittel, um Frieden nachhaltig 
zu fördern. Ohne Rüstung Leben
wird die Entwicklungen in Brüssel
weiter kritisch begleiten und eine
zivile Friedens- und Sicherheits-
politik einfordern.

Simon Bödecker

Unter www.ohne-ruestung-leben.de/
nachrichten finden Sie regelmäßig
unsere aktuellen Berichte zum Thema.

Klare Erwartungen an das neue
EU-Parlament
20.000 Unterschriften werden übergeben

Foto: Simon 
Bödecker

Mit der Wahl der EU-Kommission
am 1. November 2019 wird die
neue Legislaturperiode des Euro-
päischen Parlamentes endgültig
 eingeläutet. Für die kommen-
den Jahre hat unser Bündnis aus
der Kampagne »Rettet das
 Friedensprojekt Eu ropa« klare
 Erwartungen.

Die Initiatoren des Aufrufs – da-
runter das forumZFD und Ohne
Rüstung Leben – laden für den 
19. November 2019 zu einem
(nichtö≠entlichen) Fachgespräch
in Brüssel ein. Unser Ziel: Ein
 Dialog mit Abgeordneten aus ver-
schiedenen Parlamentsfraktio-

https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten


gewaltbereiter Gruppen sowie eine militärähnlich
ausgerüstete Polizei. Im sogenannten »Negativ -
szenario« widmet sich die Arbeitsgruppe den Fol-
gen einer sicherheitspolitischen Strategie, die auf
den konsequenten Ausbau des Militärs setzt. Für
diesen schlimmsten anzu nehmenden Fall zeichnet
die Analyse ein Bild von eskalierenden Konflikten,
Drohneneinsätzen, einer Weltwirtschaftskrise,
 Hungersnöten, »Klimaflüchtlingen« und wachsen-
der nuklearer Bedrohung.

Politische Spielräume jenseits des Militärischen
Das Konzept bleibt jedoch nicht bei den Schreckens-
szenarien stehen. Kernstück der Verö≠entlichung 
ist ein »Positivszenario«, das zeigen soll: Es gibt
 poli tische Spielräume jenseits des militärischen
 Sicherheitsdenkens. Die Autorinnen und Autoren
beschreiben mögliche Schritte auf dem Weg zu einer

»Die militärische Sicherheitspolitik steckt in einer
Sackgasse. Sie trägt dazu bei, kriegerische Ausein -
andersetzungen und Gewalt fortzusetzen.« Mit die-
sen Worten präsentierte Oberkirchenrat Christoph
Schneider-Harpprecht im April 2018 das Konzept
 »Sicherheit neu denken« der Evangelischen Landes-
kirche in Baden. Es bringt eine neue Perspektive in
die Diskussion über Frieden und Sicherheit ein.

Wohin führt der aktuelle Trend?
Eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe unter Leitung
des badischen Friedensbeauftragten Stefan Maaß
hat über mehrere Jahre die Auswirkungen von
 Entscheidungen im Bereich der Sicherheitspolitik
analysiert. Sie beschreibt unter anderem, wohin der
aktuelle Trend der »schleichenden Militarisierung«
führen könnte: Steigende  Militärausgaben, wach-
sende soziale Spannungen in Europa, eine Zunahme

Neue Perspektiven für die 
Sicherheitspolitik der Zukunft

kompakt
Das Konzept »Sicherheit neu denken«

| Wohin führt der aktuelle Trend? | Politische Spielräume jenseits des Militärischen | Ein konkreter, gangbarer Weg

Zeichnungen: 
Theo Ziegler



Gesellschaft, die nicht nur auf die eigenen Interes-
sen ausgerichtet ist, sondern globale Folgen ihres
Handelns reflek tiert und einbezieht. Es ist eine
 Vision von Staaten, die nicht mehr Gewalt und Ab-
schreckung, sondern Kooperation und das Wohl -
ergehen aller Menschen als Voraussetzungen nach-
haltiger Sicherheit sehen. 
Die notwendigen politischen Weichenstellungen
für eine nachhaltige, rein zivile Sicherheitspolitik 
im Deutschland des Jahres 2040 fasst »Sicherheit
neu denken« in fünf zentralen Säulen zusammen: 

1. Gerechte Außenbeziehungen
Deutschland leistet seinen Beitrag zur globalen
 Gerechtigkeit, indem es das Klima-Abkommen von
Paris 2015 konsequent umsetzt, eine faire Handels-
politik realisiert, zuverlässig in nachhaltige Ent -
wicklung investiert und ökologische Ressourcen nur
entsprechend seines Bevölkerungsanteils in An-
spruch nimmt. 

2. Nachhaltige Entwicklung der EU-Anrainerstaaten 
Deutschland ist aktiver Teil einer Wirtschafts- und
Sicherheitspartnerschaft zwischen der EU und der
Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) und unter-
stützt den Au∂au einer Afrikanischen Friedens- und
Sicherheitsarchitektur. 

3. Teilhabe an der internationalen Sicherheits -
architektur

Die Organisation für Sicherheit und Zusammen -
arbeit in Europa (OSZE) ist die Schlüsselorganisa-
tion für Krisenprävention und Konfliktbearbeitung. 
Im Jahr 2040 entsendet Deutschland 50.000 Frie-
densfachkräfte in internationale UN-Friedens -
missionen. 

4. Resiliente Demokratie
Deutschland stärkt entschlossen den Au∂au einer
zivilen Konfliktkultur. Es finden flächendeckende
Fortbildungen in konstruktiver Konfliktbearbeitung
statt; Mediationszentren zur Prävention innergesell-
schaftlicher und internationaler Konflikte werden
etabliert. 

5. Konversion von Bundeswehr und Rüstungsindustrie 
Teile der Bundeswehr werden bis 2040 zu einem
 Internationalen Technischen Hilfswerk transfor-
miert. Aus Deutschland und weiteren europäischen
Ländern werden keine Wa≠en mehr exportiert, 
eine Konversion der Rüstungsproduktion zur zivilen
Produktion wird sozialverträglich gestaltet.  

Ein konkreter, gangbarer Weg
Die Vision einer friedlicheren Gesellschaft, die auf
Gewaltprävention, stabile Beziehungen und Ko -
operation setzt, ist nicht neu. Neu ist, dass ein kon-
kreter, potenziell gangbarer Weg dorthin für den
deutschen Kontext durchdacht und aufgezeichnet
wurde. Die umfangreiche Analyse verscha≠t einer
zivilen Sicherheitspolitik dringend notwendige Legi-
timation und hat das Potenzial, die eingefahrene
Diskussion über Sicherheit und Frieden zu ö≠nen. 

Ohne Rüstung Leben hat die Entwicklung des Kon-
zeptes »Sicherheit neu denken« von Beginn an
 unter stützt und begleitet. Wir sind dauerhaft im
 Koordinierungskreis der Initiative vertreten, die nun
daran arbeitet, einen gesellschaftlichen und politi-
schen Dialog anzustoßen. Dazu wurde das Konzept
bereits zahlreichen Mitgliedern des Verteidigungs-
ausschusses des Deutschen Bundestages präsen-
tiert und auf verschiedenen kirchlichen und zivil -
gesellschaftlichen Veranstaltungen vorgestellt. 
Das überraschend große Interesse zeigt: Die Zeit ist
reif für eine neue, nachhaltige Perspektive auf un-
sere Sicherheit.

Redaktion: Kerstin Deibert, September 2019

In der Reihe »kompakt« verö≠entlichen wir Kurzbeiträge 
zu  aktuellen friedenspolitischen Themen.

© und Bezug: Ohne Rüstung Leben, Arndtstraße 31,
70197 Stuttgart, Telefon 0711 608396, Fax 0711 608357,
E-Mail orl-info@gaia.de, www.ohne-ruestung-leben.de.

Spenden: Ohne Rüstung Leben, Evangelische Bank,
IBAN DE96 5206 0410 0000 4165 41, BIC GENODEF1EK1,
www.ohne-ruestung-leben.de/spenden.

l Das Konzept »Sicherheit neu denken« kompakt l

Buch und Kurzfassung

Das Konzept »Sicherheit neu den-
ken« wurde 2018 erstmals als Buch
und Kurzfassung verö≠entlicht.
Soweit Exemplare verfügbar sind,
können diese derzeit bei der Evan-
gelischen Landeskirche in Baden
bezogen werden. Außerdem wird
die Publikation als PDF-Datei zum
Herunterladen angeboten.

www.sicherheitneudenken.de

https://www.ohne-ruestung-leben.de
https://www.ohne-ruestung-leben.de/spenden
https://www.sicherheitneudenken.de
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Seit April 2019 koordiniert Ralf
Becker die Initiative »Sicherheit
neu denken« mit dem Ziel, eine
Kampagne für eine zivile deutsche
Sicherheitspolitik auf zubauen
(siehe Seite 5 / kompakt). Er war
einer der Co-Autoren der Szena-
rien und tourt seit Monaten
durch ganz Deutschland, um das
Konzept mit Vorträgen bekannt
zu machen. Im Kurzinterview
sprachen wir mit ihm darüber,
welche Pläne »Sicherheit neu
denken« für die nächsten Jahre
hat.

Lieber Ralf, in »Sicherheit neu den-
ken« geht es viel um Klimagerech-
tigkeit, Demokratieförderung, wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und
nachhaltige Entwicklung. Warum
sind diese Aspekte wichtig für Frie-
den und  Sicherheit? 

Die bisherige, auf militärischer
Stärke basierende Sicherheitspo-
litik führt immer o≠ensichtlicher
nicht zu dauerhafter Sicherheit,
sondern erhöht rings um die EU
Unsicherheiten. In einer vernetz-
ten und integrierten Welt können
wir Sicherheit nur gemeinsam mit
unseren Nachbarinnen und Nach-
barn – und nicht gegen sie – errei-
chen. Im privaten und beruflichen
Bereich sowie innergesellschaft-
lich erleben wir, dass gelingende
Beziehungen durch konstruktive,
gewaltfreie Konfliktlösung dauer-
hafte Sicherheit erzeugen. Diese
Erfahrung gilt es jetzt auch auf
unsere internationalen Beziehun-
gen zu über tragen.

Was sind die nächsten Schritte der
Initiative und was will sie in den
kommenden Jahren erreichen? 

Zurzeit analysieren wir mit Ver-
treterinnen und Vertretern von 
14 Organisationen Erfolgsfaktoren
für eine rein zivile Sicherheits -
politik Deutschlands bis zum Jahr
2040. Darauf au∂auend wollen
wir in den nächsten Monaten
eine Kampagne entwerfen, die zu
einem ent sprechenden Paradig-
menwechsel in der deutschen
 Politik führen soll. 

Wie können einzelne Menschen
»Sicherheit neu denken« und das
Positivszenario unterstützen?

Zunächst gilt es, diese Alternative
überhaupt bekannt zu machen.
Es ist weithin unbekannt, wie
viele Bausteine ziviler Sicherheits -

»Sicherheit können wir nur 
gemeinsam erreichen«
Interview mit Ralf Becker, dem Koordinator von »Sicherheit neu denken«

Ralf Becker stellt
»Sicherheit neu
denken« beim
Ökumenischen
 Aktionstag 2019 
in Büchel vor 
Foto: Simon 
Bödecker

politik es längst gibt – das Positiv -
szenario von »Sicherheit neu 
denken« baut ausschließlich auf
bereits erprobten und realisierten
Alternativen auf. Konkret gibt es
die Möglichkeit, uns zu Vorträ-
gen einzuladen, das Buch weiter-
zuempfehlen oder regionale
Bündnisse zur Unterstützung der
Kampagne zu gründen. Zur Um-
setzung des Szenarios brauchen
wir ein breites zivilgesellschaft -
lich-kirchliches Bündnis, das 
weit über die klassische Friedens-
bewegung hinausgeht. 

Vielen Dank für diese zukunftswei-
senden Überlegungen. Wir freuen
uns auf die weitere Zusammen -
arbeit!

Die Fragen stellte Kerstin Deibert
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Bei der diesjährigen Hauptver-
sammlung von Heckler & Koch 
am 12. Juli 2019 nutzten die 
Kritischen Aktionärinnen und
 Aktionäre erneut ihr Rede- und
Fragerecht. Auch Charlotte Kehne
von Ohne Rüstung Leben kon-
frontierte die Unternehmens -
führung mit ihrer Kritik. Man
freue sich auf eine o≠ene und
kons truktive Diskussion, hieß 
es von Seiten des Kleinwa≠en -
herstellers gleich zu Beginn. 
Der Vorstand betonte, er habe 
die »schwere See« ver lassen 
und sei wieder »auf Kurs«. 
Was ist von diesem Kurs zu 
halten?

Seit einigen Jahren bekennt sich
Heckler & Koch dazu, seine Waf-
fen nur noch an sogenannte
»grüne Länder« zu liefern. Bisher
war anzunehmen, dass es sich
dabei um EU-, NATO- und gleich-
gestellte Staaten handelt. Auf
den ersten Blick ein wichtiger
Schritt in die richtige Richtung.
Bei der Hauptversammlung
wurde nun jedoch klar: Im Rah-
men der »Grüne-Länder-Strate-
gie« sollen in Ausnahmefällen
auch Staaten wie Indonesien,
Oman, Malaysia oder Indien in
den Kreis »unbedenklicher«

Wieder auf Kurs?
Aktionärshauptversammlung 2019 von Heckler & Koch

 Empfängerländer aufgenommen
werden. Mit dieser Aufweichung
schlägt Heckler & Koch den fal-
schen Kurs ein.

USA: Der »wichtigste Zivilmarkt
der Welt«

Auf 100 Einwohnerinnen und 
Einwohner kommen in den USA
im Schnitt unglaubliche 120,5
Schuss wa≠en. Diese Art von
 Waffen ist für mehr als die Hälfte
aller gewaltsamen Tode in den
USA verantwortlich. Für Heckler
& Koch sieht so der »mit Abstand
wichtigste Zivilmarkt der Welt«
aus, für den  eigens ein neuer 
Produktionsstandort in Colum-
bus,  Georgia aufgebaut wurde.
»Zivilmarkt« hört sich zunächst
harmlos an – als »zivil« dekla-
rierte Wa≠en, wie beispielsweise
Pistolen, sind aber ebenso töd-
lich wie militä rische. Zudem 
besteht die Gefahr, dass in den 
USA legal  erworbene Wa≠en
 anschließend illegal weiterver-
bracht  werden. Immerhin: Unse-
rer Vermutung, Heckler & Koch
könnte den Standort USA als 
Hintertür für Kleinwa≠en  exporte 
in Drittstaaten nutzen, wider-
sprach der Vorstand ve he ment. 

Ayotzinapa: Mitgefühl, aber keine
Mitverantwortung

Auch fünf Jahre nach Ayotzinapa
machten wir die Verbindung 
zwischen den Verbrechen und
 illegal nach Mexiko exportierten
G 36 zum Thema in der Haupt -
versammlung. Auf unsere Nach-
frage hin verurteilte der Vorstand
des Kleinwa≠en herstellers die
Ver brechen und äußerte Mit -
gefühl für die Angehörigen in
Mexiko. Eine Mitverantwortung
erkennt Hecker & Koch jedoch
noch im mer nicht an. Diese Hal-
tung  werden wir weiter kritisie-
ren und die Entscheidungsträger
in Oberndorf au≠ordern, die
 fa talen Folgen der bisherigen Ge-
schäftspraxis aufzuarbeiten. Es
muss darum gehen, Verantwor-
tung anzu erkennen und ö≠ent-
lich darzustellen, wie zukünftig
ausgeschlossen werden kann,
dass Kleinwa≠en von Heckler &
Koch in kriegführenden und
 menschenrechtsverletzenden
Ländern zum Einsatz kommen. 

Charlotte Kehne

Weitere Informationen finden Sie
unter www.ohne-ruestung-leben.de/
nachrichten/mexiko.

Fünf Finger und die Zahl 43, die sich
wie eine Narbe auf der Innenseite
der Hand abzeichnet. Dieses Symbol
steht für den nun fünf Jahre andau-
ernden Kampf von Angehörigen der
Studenten aus Ayotzinapa um Auf-
klärung. Im Vorfeld des Jahrestages
der Verbrechen am 26. September

2019 stellten mexikanische Nicht -
regierungsorganisationen die 
Forderung nach der Wahrheit in 
den Fokus ihrer Kampagne »Yo con
la verdad« (sinngemäß: »Ich stehe
auf der Seite der Wahrheit«).

centroprodh.org.mx/ayotzinapa5/

https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten/mexiko.html
https://centroprodh.org.mx/ayotzinapa5/
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Europäische Partner wie die Nie-
derlande, Dänemark, Finnland,
Norwegen, Schweden, die Schweiz
und Italien haben Exportbe-
schränkungen sowohl gegenüber
Saudi-Arabien als auch den Ver -
einigten Arabischen Emiraten
verhängt. 
Deutschland muss diesen Ent-
wicklungen folgen, mit gutem
Beispiel vorangehen und weiter-
gehende Maßnahmen ergreifen. 

Den O≠enen Brief in voller Länge 
und eine Liste aller unterzeichnen-
den  Organisationen finden Sie unter
www.ohne-ruestung-leben.de/
nachrichten/saudi-arabien. 

Die Bundesregierung hat das
 Rüstungsexportmoratorium ge-
genüber Saudi-Arabien um ein
weiteres halbes Jahr verlängert.
Doch dies kann nicht mehr sein als
ein  erster Schritt. In einem O≠e -
nen Brief an den Bundes sicher -
heitsrat fordern Ohne Rüs tung
Leben und die »Aktion Aufschrei –
Stoppt den Wa≠en handel!« ge-
meinsam mit über 50 weiteren
deutschen und internationalen
Organisa tionen ein Rüstungs -
exportverbot für alle Mitglieder
der Jemen-Militär koalition. Wir
dokumentieren Auszüge.

Angesichts der eklatanten Verlet-
zungen des humanitären Völker-
rechts und der Menschenrechte
durch Kriegsparteien im Jemen
muss die Bundesregierung zwin-
gend über die bisherigen Maß-
nahmen hinausgehen. Solange
die Gefahr besteht, dass auch
deutsche Rüstungsgüter zu sol-
chen Verletzungen im Jemen
 beitragen, muss das Moratorium
in ein umfassendes und zeitlich
nicht befristetes Rüstungsexport-
verbot für die Mitglieder der von
Saudi-Arabien geführten Militär-
koalition überführt werden. 

Gezielte Tötungen und Zerstörung 
Die Expertengruppe der Vereinten
Nationen zum Jemen (GEE Yemen)
hat für ihren jüngsten Bericht
wiederholte Verstöße gegen hu-
manitäres Völkerrecht und die
Menschenrechte durch Kriegs-
parteien untersucht – darunter
gezielte Tötungen von Zivilistin-

nen und Zivilisten und Zerstö -
rungen ziviler Infrastruktur, wie
Schulen, Krankenhäuser und
Trink- und Abwasseranlagen. Als
Verantwortliche werden, neben
anderen, Saudi-Arabien und die
Vereinigten Arabischen Emirate
benannt. 
Für Saudi-Arabien und die Ver -
einigten Arabischen Emirate ge-
nehmigte die Bundesregierung
allein zwischen 2015 und 2018
Rüstungsexporte im Wert von
mehr als zwei Milliarden Euro. 
An weitere Mitgliedsstaaten der
Militärkoalition wurden im glei-
chen Zeitraum Ausfuhrgenehmi-
gungen in Höhe von drei Milliar-
den Euro erteilt . 

Ausweitung des Exportstopps
zwingend nötig
O≠ener Brief an den Bundessicherheitsrat

Sana’a im Jemen
nach einem Luft -
angri≠ der Militär-
koalition
Foto: dpa

JEMEN | MADE IN GERMANY
Mit milliardenschweren Rüstungsexporten in Krisen- 

regionen verändert Deutschland das Gesicht dieser Welt.

      

https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten/saudi-arabien.html
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Der INF-Vertrag hatte die Abscha≠ung einer ganzen
Wa≠engattung durch die Vertragsstaaten zur 
Folge – landgestützte Mittelstreckenraketen mit
einer Reichweite zwischen 500 und 5.500 km. Am 
1. August 2019 endete er nach 31 Jahren. Welche
 Entwicklungen sind nun zu erwarten?

Mit der Kündigung des INF-Vertrages droht kein 
Paradigmenwechsel in der Atomwa≠enfrage – denn
dieser ist längst in vollem Gange. Beeinflusst von
mächtigen Think Tanks hat die Nuklearstrategie 
der USA in den letzten Jahren eine Kehrtwende  
eingeleitet: Weg von nuklearer Abrüstung, hin zu
 Abschreckungsrhetorik und Billioneninvestitionen.
Bestehende Arsenale werden modernisiert und 
aufgerüstet – unter anderem die 20 Atombomben
in Büchel in der Eifel. Neue taktische Atomwa≠en
sollen zudem auch einen Ersteinsatz ermöglichen.
Die sehenswerte Dokumen tation Das Atom wa≠en -
kartell (zu finden in der ARD-Mediathek) zeigt den
Einfluss der Lobbygruppen, die auch von europäi-
schen  Rüstungskonzernen finanziert werden. Die
USA  »begrüßen nun o≤ziell einen Machtkampf der
Großmächte«, sagt der Friedens for scher Hans Kris-
tensen von der Federation of American Scientists. 

Abschreckungsrhetorik überall

In Moskau hat US-Präsident Donald Trump einen
Gegenspieler, der diesen Kampf gerne aufnimmt:
Russland hat o≤ziell angekündigt, neue Mittel -
streckenraketen zu entwickeln und an modernen
Systemen wie Hyperschallwa≠en zu forschen.
Zudem droht Präsident Wladimir Putin mit der Ver-
nichtung der »Aggressoren«, sollte sein Land an -
gegri≠en werden. Das verheißt nichts Gutes für den
letzten verbleibenden Pfeiler der internationalen
Rüstungskontrolle: Der New-START-Vertrag über
strategische Angri≠swa≠en wird 2021 auslaufen –
es sei denn, Russland und die USA können sich auf
eine Fortführung einigen.
Diese Aussichten machen es nun nahezu unmöglich,
andere Atommächte für Rüstungskontroll abkom men
zu gewinnen. Doch auch ihre nuklearen Arsenale
stellen eine ernstzunehmende Bedrohung dar. China
hat bereits Gegenmaßnahmen zu einer möglichen
Stationierung amerikanischer Mittel stre cken rake -
ten im Asien-Pazifik-Raum angekündigt. Man werde
es keinem Land erlauben, »Probleme in der Nach-
barschaft« zu verursachen, teilte das Außenministe-
rium mit. Abschreckungsrhetorik wohin man blickt.

Mit wachsendem Engagement
gegen Erstschlags-Phantasien
Seit August gilt der INF-Vertrag nicht mehr

Links und Mitte: Die Performance »Bomben-
ballett« beeindruckte fast 1.000 Menschen
beim Ökumenischen Aktionstag in Büchel

Rechts: Marion Küpker (»Büchel ist überall!
atomwa≠enfrei.jetzt«) und Elke Koller (Initia-
tivkreis gegen Atomwa≠en) mit Laudatorin
Herta Däubler-Gmelin bei der Verleihung des
Aachener Friedenspreises
Fotos: Simon Bödecker
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Zivilgesellschaftliches Bewusstsein wächst

Doch es gibt auch ermutigende Entwicklungen: Das
zivilgesellschaftliche Bewusstsein wächst, immer
mehr Menschen in Deutschland und Europa in -
formieren und engagieren sich. So lockte der Öku -
me nische  Aktionstag gegen Atomwa≠en in diesem
Jahr beinahe 1.000 Menschen nach Büchel, wo 
sie Zeugen der  beeindruckenden Performance
»Bombenballett« und einer leidenschaftlichen Pre-
digt von Margot Käß mann wurden. Immer mehr
Stimmen in den Kirchen sprechen sich für ein Ver-
bot aller Atom wa≠en aus. 
Bereits vor dem Aktionstag war die gesamte Auflage
(33.000 Stück) der Ohne Rüstung Leben-Aktions-
postkarte »Ich will in einem Europa ohne Atomwaf-
fen leben« vergri≠en. Einige Teilnehmerinnen und
Teilnehmer fotografierten sich mit ihren persön -
lichen Statements auf der Postkarte und teilten die
Fotos auf Instagram. Die zahlreichen Nachrichten
an den Außenminister trugen dazu bei, dass Heiko
Maas am 2. August 2019 im MDR feststellte: »Eine
Sta tionierung neuer Mittelstreckenraketen würde
in Deutschland auf breiten Widerstand stoßen«. 

Bundesregierung macht sich unglaubwürdig

Schon im Januar hatte das Auswärtige Amt gegen-
über Ohne Rüstung Leben angekündigt, sich mit
neuen Initiativen für eine atomwa≠enfreie Welt
einzusetzen. Diesem Versprechen wird Heiko Maas
durchaus gerecht. Allein: Während der Außenminis-
ter sogar im UN-Sicherheitsrat für atomare Abrüs-
tung wirbt, ist die Bundesregierung weiterhin nicht
gewillt, auf die Nukleare Teilhabe zu verzichten.
Glaubwürdigkeit sieht anders aus – zumal laut einer
aktuellen Umfrage mittlerweile mehr als 90 Pro-
zent der Bevölkerung für einen deutschen Beitritt
zum UN-Atomwa≠enverbotsvertrag sind.
Das hat jetzt auch das Land Rheinland-Pfalz zum
Handeln bewogen. Der Landtag in Mainz beschloss

am 22. August 2019, sich auf Bundesebene für eine
Ratifizierung des Atomwa≠enverbots einzusetzen.
Ministerpräsidentin Malu Dreyer sagte: »Heute ist
es wichtig, dass sich neben der Zivilgesellschaft …
auch die Parlamente positionieren.« Zahlreiche
Städte und Abgeordnete bekennen sich ebenfalls
ö≠entlich zu einem Atomwa≠enverbot (siehe Kas-
ten). Die gebündelte Zusammenarbeit der Friedens-
organisationen in Deutschland zeigt Wirkung.

Vor diesem Hintergrund ist es eine besondere
Freude, dass die von Ohne Rüstung Leben mitgetra-
gene Kampagne »Büchel ist überall! atomwa≠en-
frei.jetzt« mit dem angesehenen Aachener Frie-
denspreis 2019 geehrt wurde. Damit, so hieß es in
der Begründung, sollen vor allem die wichtigen poli-
tischen Forderungen der Kampagne unterstützt
werden: »Atomwa≠en gehören weltweit verboten,
im Namen der Menschlichkeit.«

Simon Bödecker

Lesen Sie unsere ausführlichen Berichte aus Büchel 
und Aachen unter www.ohne-ruestung-leben.de/
nachrichten/atomwa≠enverbot.

Als o≤zieller deutscher ICAN-Part-
ner unterstützt Ohne Rüstung
Leben die Initiative, möglichst viele
Abgeordnete, Regionalparlamente
und Landtage als Fürsprecher eines
Atomwa≠enverbotes zu ge winnen. 

Mehr als 500 Abgeordnete und 
50 Städte sind in Deutschland bereits
dabei – Ihre auch? Alle Informatio-
nen und wie Sie mitmachen können,
 erfahren Sie unter www.ohne-
ruestung-leben.de/mitmachen.

ICAN-Erklärung und -Städteappell

https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten/atomwaffenverbot.html
https://www.ohne-ruestung-leben.de/mitmachen.html
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Liebe Leserin, lieber Leser,

Zukunftsperspektiven – düstere
und ho≠nungsvolle – ziehen sich
als roter Faden durch diese Aus-
gabe der Ohne Rüstung Leben-
Informationen. Die Menschheit
steht am Scheideweg. Biodiversi-
tätsforscherin Debra Roberts fand
bei der Vorstellung des jüngsten
Weltklimaberichtes klare Worte:
»Die kommenden Jahre sind ver-
mutlich die wichtigsten in der
Menschheitsgeschichte«, warnte
sie vor dramatischen Folgen 
für das Leben auf der Erde, sollte
sich diese weiter erwärmen.

Zeitgleich verschwindet in Brasi-
lien pro Minute klimafreund-
licher Regenwald in der Größe 
von drei Fußballfeldern und
Deutschland plant im »Weiter-
so-Modus« eine Erhöhung klima-
schädlicher Rüstungsausgaben
(Seite 2). 
Wenn uns die Klimakrise eine
Sache lehrt, dann, dass es
höchste Zeit ist, unser politisches,
gesellschaftliches und individuel-
les Denken und Handeln grund -
legend zu hinterfragen und ent-
schlossen zu verändern. 
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Evangelische Bank

Onlinespende
www.ohne-ruestung-
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Auf der Suche nach Alternativen
hat ein friedenspolitscher Blick
viel zu bieten (Seite 5). Denn unser
Einsatz für Frieden und Gerechtig-
keit schließt die Achtung vor der
Natur und der Würde des Men -
schen ebenso ein wie Rüstungs-
kritik und Gewaltprävention. Dank
Ihrer Unterstützung wird Ohne
Rüstung Leben weiterhin für eine
zukunftsfähige Welt streiten. 

Ihre Kerstin Deibert

https://www.ohne-ruestung-leben.de
https://www.ohne-ruestung-leben.de/spenden.html
https://www.ohne-ruestung-leben.de/datenschutz.html



